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Berlin, 18. Mai 2017: Die Psychotherapeutenschaft fordert für die nächste Legislaturperiode 

insbesondere eine Reform ihrer Ausbildung. „Jedes Jahr Verzögerung bedeutet, dass unser 

Nachwuchs seinen Beruf weiter unter prekären Bedingungen erlernen muss“, erklärt Dr. Dietrich 

Munz, Präsident der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK). „Jedes Jahr Verzögerung verlängert 

für die Studenten die Unsicherheit, ob sie mit dem gewählten Studium überhaupt eine 

Psychotherapeutenausbildung beginnen können. Beides ist schon lange nicht mehr tragbar.“  

 

„Wir brauchen eine angemessene Finanzierung der psychotherapeutischen Weiterbildung“, fordert 

Dr. Munz. „Für die Behandlung psychisch kranker Menschen sind hoch qualifizierte 

Psychotherapeuten notwendig und die sind nicht zum Nulltarif zu haben. Insbesondere die 

gesetzliche Krankenversicherung muss es als ihre Aufgabe begreifen, hier in eine Verbesserung der 

Versorgung zu investieren.“ Die BPtK fordert ein Studium, das auf Masterniveau qualifiziert und mit 

einem Staatsexamen abschließt. An das Approbationsstudium soll sich eine Weiterbildung 

anschließen, in der sich Psychotherapeuten für die Versorgung von Kindern und Jugendlichen oder 

Erwachsenen entscheiden und sich gleichzeitig für ein psychotherapeutisches Verfahren 

qualifizieren. 

 

Weitere Forderungen der Psychotherapeuten für die nächste Legislaturperiode sind insbesondere die 

Reform der Bedarfsplanung, eine Krankenvollversicherung, die psychisch kranke Menschen weder 

beim Abschluss einer Versicherung noch bei den notwendigen Leistungen diskriminiert, mehr 

Prävention und Gesundheitsförderung für psychische Gesundheit sowie eine angemessene 

Vergütung psychotherapeutischer Leistungen.  
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